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Es spricht der Kanzler: Die Reformen sind
alternativlos. Sie müssen noch viel weiter
gehen, sagt der BDI-Chef Michael Rogo-

wski, und die grüne Fraktionschefin Göring-
Eckardt sekundiert: „Ja, diese Reformen müs-
sen wir durchziehen!“ Und in einer ganzseiti-
gen Anzeige der „SZ“ rufen einige Dutzende
Millionäre unter der Überschrift „Auch wir sind
das Volk“: Die Reformen sind „überlebensnot-
wendig“.

Ebenso wie die Politiker und Wirtschaftsfüh-
rer, so spielen Radio, Fernsehen, Zeitungen
dasselbe Lied: Man muss an den Reformen
festhalten – „unbeirrt“. So eine allumfassende
Übereinstimmung von Politik, Wirtschaft und
Medien hat es im Nachkriegs-deutschland
schon lange nicht mehr, nein, noch nie gege-
ben. Die Reformen – sie sind die neue Staats-
religion.

Wer daher am Nutzen und der Weisheit die-
ser Reformen zweifelt, wird zum Außenseiter
abgestempelt, der nicht ernst zu nehmen ist.
Es steht eine Sozialstaatsklausel im Grundge-
setz, aber wer daran erinnert, wird freigegeben
zum Gespött.

Denn der Sozialstaat ist – wie die Re-
formfreunde gebetsmühlenartig wiederholen
– der Quell allen Übels: Er ist wachstums-
und leistungsfeindlich, er lähmt die Eigen-

initiative; er ist viel zu teuer, es ist kein Geld
mehr da!

Und warum? Weil der Staat gezielt verarmt
wurde durch die Gesetze dieser Regierung
und der davor: Die Einkommensteuer wurde
gekürzt, die Vermögensteuer abgeschafft, die
Gewerbekapitalsteuer gestrichen, die Spitzen-
steuersätze gesenkt, die Körperschaftsteuer
vermindert, Steuerfreiheit bei Unternehmens-
verkäufen gewährt – so verzichtet der Staat
Jahr für Jahr auf Hunderte von Milliarden Euro.
Nicht der Sozialstaat ist zu teuer, nein. Zu teuer
ist die herrschende Finanzpolitik, die diesen
Staat ruiniert, ihn handlungsunfähig macht.
Die Politik verzwergt.

Das ist keine Polemik, leider. Ein paar Zah-
len: Vor 40 Jahren kamen noch 20 Prozent des
Steueraufkommens aus Gewinn- und Vermö-
genseinkommen, heute sind’s noch sechs
Prozent. 1983 trugen Körperschaft- und Ein-
kommensteuer noch 14 Prozent zum Steuer-
aufkommen bei, heute 2,3 Prozent. Diese
beiläufige Steuersenkung hat von 2001 bis
2003 zu Einnahmeausfällen von mehr als 50
Milliarden geführt.

Es gab auch noch andere Geschenke an
diejenigen, die so gern klagen über den Stand-
ort Deutschland und drohen, ihn zu verlassen:
349 Millionen Euro Steuererstattung bekam
Siemens 2002 zurück. Knapp sieben Milliar-
den Euro erhielt die Deutsche Bank im Jahr

2000 zurück (und als das Bankhaus 2001/02
einen Rekordgewinn von 9,8 Milliarden Euro
auswies, entließ es 14 Prozent der Belegschaft
– 11.000 Arbeitslose mehr). Und Daimler-
Chrysler? Warum wohl blieb der Firmensitz der
Autobauer in Stuttgart? Aus Liebe zu Deutsch-
land? Nein. Aus Liebe zum Geld. Über ein
Jahrzehnt lang zahlte der Autokonzern keinen
Cent an Gewerbesteuern in Stuttgart und Sin-
delfingen. Die Hundesteuer brachte den
Schwaben mehr Geld ein.

Aber angeblich müssen diese Steuerer-
leichterungen ja sein – um den Standort
Deutschland (Globalisierung!) zu stärken, an-
geblich um Arbeitsplätze (Wettbewerb!) zu
schaffen.

Und was hat es gebracht? Nichts.
Aber es ist nun wie bei einem Junkie – die

Dosis wird erhöht: Noch mehr Reformen! Noch
mehr Privatisierungen! Auf geradezu unredli-
che Weise wird allerdings verschwiegen, was
der Privatisierungswahn dort eingebracht hat,
wo er ungebremst realisiert worden ist. Bei-
spiel Großbritannien: entgleisende Züge, ver-
teuertes und schlechtes Wasser, geringere
Produktivität. Und Verelendung für so viele
Bürger, dass sogar die „FAZ“ unlängst von
Dritte-Welt-Verhältnissen sprach.

Aber egal, ganz egal.
Die Reformer stehen für das Gute, für den

einzig möglichen Weg aus dem Jammertal.
Konsequenterweise spricht deshalb Kanzler
Schröder nur noch von „alternativlosen Refor-
men“, und er signalisiert mit diesem Be-
griffspaar einen absoluten Anspruch, den es
so in der demokratischen Politik noch nie gab.
Ihn auch nicht geben darf. Denn: Wozu noch
Demokratie, wozu Debatten, wenn es „keine
Alternativen“ mehr gibt?

„Notwendige Reformen“, die „ohne Alterna-
tiven“ sind – dieses Reden hat einen totalitären
Charakter. Ein Verdacht: Die Reformer argu-
mentieren so apodiktisch, weil sie genau wis-

Hunderttausende gingen gegen die Reformen der Regierung auf die Straße. Die Menschen fühlen: Es ist nicht gerecht, wie die Politik mit 
uns umspringt.
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Der Putsch von
ganz oben

Wirtschaft und Politik bauen diesen Staat rücksichtslos um. Was der SPD
gestern noch heilig war, ist heute Teufelszeug. Die Reformen zertrümmern
das Land – es wird kalt in Deutschland. Eine Abrechnung.
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sen, mit dieser Politik zertrümmern sie so
ziemlich alles, wofür die „Soziale Marktwirt-
schaft“ der Bundesrepublik Deutschland einst
stand: ein sozialer Staat, der dafür sorgte,
dass die privaten Risiken Alter, Arbeitslosig-
keit, Krankheit grundsätzlich kollektiv abgesi-
chert wurden. „Modell Deutschland“ nannte
das voller Stolz der sozialdemokratische Kanz-
ler Helmut Schmidt.

Verteidigen also die CDU/SPD/CSU/FDP/
Grünen-Politiker ihre Reformphilosophie des-
halb so vehement, weil sie wissen, dass sie ei-
nen Putsch von ganz oben machen? Einen
Putsch? Ja, die Agenda 2010 und Hartz IV
sind Chiffren für den konzertierten Angriff von
ganz oben auf den Sozialstaat. Sie nennen es
„Umbau“ – doch die Wortwahl kaschiert nur
den qualitativen Sprung in ein anderes Ge-
meinwesen. Die Berliner Republik steht für den
Abschied von der Solidargemeinschaft. Und
nichts wird von den grundgesetzlich festge-
schriebenen Idealen bleiben – außer auf dem
Papier und gelegentlich noch in schönen
Reden.

Und so herrscht nun eine fast hysterische
Zerstörungslust. Strukturen, die über Jahr-
zehnte mühsam aufgebaut wurden, werden
demontiert, sämtliche sozialen Sicherungen
werden abgebaut; nahezu alles, was politische
Bewegungen in mehr als 100 Jahren (Kündi-
gungsschutz, Ausbildungs- und Mitbestim-
mungsgesetze usw.) für die Staatsbürger er-
kämpft haben, wird nun verteufelt. Dazu wer-
den pathetisch positiv besetzte Stereotype wie
„Eigenverantwortung“, „Eigeninitiative“ und
„Freiheit“ beschworen, die letztlich nichts an-
deres verschleiern als den Marsch zurück in ei-
ne sozialdarwinistische Ordnung: „Sorge für
dich selbst!“

Anders als noch in Zeiten der Systemkon-
kurrenz, also bis 1990, muss der Kapitalismus
jetzt nicht mehr beweisen, dass er sozial, hu-

man und gerecht sein kann. Jetzt darf ein Spit-
zenmanager – ohne einen Aufschrei auszulö-
sen – sagen: „Menschen? Das sind Kosten auf
zwei Beinen.“ Roh ist diese Republik gewor-
den.

Werden die Reformen umgesetzt – und die
politisch Handelnden sind dazu verbissen ent-
schlossen –, wird diese Republik eine radikal
andere Gesellschaft sein: ein entkernter Staat
ohne Gemeinsinn, eine entzivilisierte Gesell-
schaft. Anfällig für individuelle Aggressionen
und für Rechtsextremismus.

Sechs Jahre regieren nun SPD und Grüne.
Ist das Land in dieser Zeit – und das war das
Regierungsziel, das Wahlen gewinnen half –
sozialer, gerechter, friedfertiger geworden?

Außenpolitisch wird nun Deutschlands Si-
cherheit – fast wie zu Zeiten von Wilhelm II. –
„am Hindukusch“ (Verteidigungsminister
Struck) verteidigt, es werden mehr Waffen ex-
portiert als unter Kanzler Helmut Kohl. Und in-
nenpolitisch? Die neuesten Zahlen sagen es
eindeutig: Der Abstand zwischen denen, die
viel haben, und denen, die wenig haben, ist
größer denn je.

Auch die Angst vor dem sozialen Absturz ist
größer denn je. Das soziale Netz besteht nun
größtenteils aus Löchern, die immer weiter
aufgerissen werden. Niemand darf sich mehr
Illusionen hingeben: Wer länger als ein Jahr ar-
beitslos ist, wird an die Sozialhilfe durchge-
reicht. Wer nach dem 1. Januar 2005 der
staatlichen „Grundsicherung“ bedarf, muss
sein gesamtes Leben, seine finanziellen, fami-
liären Lebensumstände wie beim Offenba-
rungseid entblößen. Kein anderer EU-Staat
mutet seinen Bürgern eine ähnliche Demüti-
gung, einen ähnlichen Sozial-Striptease zu.

Wie so etwas in den Köpfen der Menschen
wirkt? Den regierenden ebenso wie den mitre-
gierenden oppositionellen Politikern scheint
das egal zu sein. Sie glauben, die Folgen ihrer

Politik, die immer tiefer gehende Spaltung der
Gesellschaft in Arm und Reich, das rücksichts-
lose Zertrümmern vertrauter Strukturen, igno-
rieren zu können. Ja, was das wählende und
immer häufiger nichtwählende Volk denkt, wie
es fühlt, scheint die Politikkaste nicht mehr zu
berühren. Die Parlamente werden ja voll, auch
wenn kaum noch jemand zur Wahl geht.

Eines hat sich also in den vergangenen Jah-
ren in diesem Land erschreckend geändert: Es
ist kälter geworden. McKinsey-kalt. Das Mit-
gefühl mit Benachteiligten – es wird entsorgt
von jenen, die nach Reformen rufen, die ihnen
nicht schaden.

Die Staatsbürger lehnen in ihrer Mehrheit
die Reformen ab. Sie sehen, dass die Ein-
schnitte ungleich (im Klartext: ungerecht) zwi-
schen oben und unten verteilt werden. Sie
sehen die Millionengehälter und Millionenab-
findungen der Manager, sie fühlen, dass
Neoliberalismus und Neofeudalismus offen-
bar zusammengehören. Sie spüren, etwas
läuft grundfalsch.

Aber keine Partei in den Parlamenten nimmt
diese Sehnsucht nach einem Staat, der sich
um seine Bürger sorgt und kümmert, diesen
Wunsch nach Gerechtigkeit, auf. Millionen ha-
ben das Gefühl, durch keine Partei mehr ver-
treten zu sein. Und so murrt das Volk, das
nicht weiß, wohin mit seinem Unmut; es de-
monstriert ein bisschen, geht in die innere Emi-
gration, verweigert sich bei Wahlen. Die De-
mokratie erodiert. Doch die Politiker machen
ungerührt weiter wie bisher – und erfinden
schöne Orwellsche Neusprech-Wörter: Aus
Arbeitslosen werden Kunden der Arbeitsagen-
turen.

Der Abbau des Sozialstaats stärkt den Sozi-
alstaat! Weniger Solidarität ist mehr Solidarität!

Der Sozialstaat hat keinen Hüter mehr.
Nachdruck mit freundlicher

Genehmigung des „STERN“

Im Merkblatt zur Gehaltsmitteilung für No-
vember 2004 des Nieders. Landesamts für
Bezüge und Versorgung (NLBV) wird – so

ganz nebenbei – unter Ziffer 3.2 folgender Hin-
weis gegeben:

„Dem Niedersächsischen Landtag liegt eine
Änderung des Niedersächsischen Beamtenge-
setzes vor, die sich auf die Beihilfe auswirkt.
Danach sollen ab dem 1. Januar 2005 die Auf-
wendungen für Wahlleistungen bei stationärer
Behandlung (wahlärztliche Leistung und Zu-
schläge für Zweibett- oder Einzelzimmer) auch
für den bisher ausgenommenen Personenkreis
nicht mehr beihilfefähig sein. Das sind Perso-
nen, die vor dem 1. Januar 2002 das 65. Le-
bensjahr vollendet haben oder am 31. De-
zember 2001 mit einem anerkannten Grad der
Behinderung von mindestens 50% schwerbe-
hindert sind und deren Behinderung angedau-
ert hat. Damit werden Aufwendungen für Wahl-
leistungen im Krankenhaus voraussichtlich in
keinem Falle mehr beihilfefähig sein …“

Wenn die Aufwendungen für Wahlleistun-
gen im Krankenhaus nun auch für die älte-
ren Pensionäre (Jahrgang 1936 und älter)
und Schwerbehinderte nicht mehr beihilfe-
fähig sein sollen, empfinden die Betroffenen
das als Skandal, weil es ihnen wegen ihres
jeweiligen Alters nicht möglich sein wird, un-
ter annehmbaren Bedingungen eine Zusatz-
versicherung abzuschließen, die die Strei-
chung der Beihilfe angemessen ausgleichen
kann.

Erste Nachforschungen haben gezeigt, dass
Betroffene für eine solche Zusatzversicherung
mit 80 bis 100 Euro rechnen müssen – wenn
sie überhaupt eine Versicherung finden, die ih-
nen trotz fortgeschrittenen Alters eine solche
Zusatzversicherung anbietet.

Zusammen mit anderen Kürzungen bzw.
Streichungen und auch weiteren Belastungen
(z.B. für die Pflegeversicherung) wird das 
de facto zu einer Einkommensminderung für
Pensionäre von deutlich mehr als 10% führen.

Hinzu kommen die erhöhten Zuzahlungen
für Medikamente sowie die Streichung der Bei-
hilfefähigkeit für nicht verschreibungspflichtige
Arzneien – und das trifft besonders die Älteren.

Der GEW-Landesverband wird alle ihm zur
Verfügung stehenden Mittel einsetzen, um
zunächst einmal die o.a. Änderung des Nie-
ders. Beamtengesetzes zu verhindern. Sollte
das nicht gelingen – und bei der rigorosen
Sparorgie unserer Landesregierung muss man
damit rechnen –, wird die GEW auch im Einzel-
fall Rechtsschutz geben, um den Betroffenen
wenigstens so zu helfen.

Es wird auch geprüft, ob die GEW für ihre
Mitglieder den Rechtsweg beschreiten kann
mit dem Ziel, die jetzige Ausnahmeregelung zu
erhalten bzw. wieder herzustellen.

Zurzeit laufen schon einige Verfahren ge-
gen die Handhabung des NLBV, die Beilhilfe
vollständig zu versagen, wenn Wahlleistun-
gen bei stationärer Behandlung zur Beihilfe
eingereicht werden. Das NLBV bewertet in
solchen Fällen derzeit nicht einmal die Kos-
ten in Höhe der „Ersatzkassenleistungen“ als
beihilfefähig.

Die GEW wird ihren Mitgliedern in EuW Nie-
dersachsen weitere Hinweise, Hilfen und Tipps
zur Beihilferegelung geben, sobald sich weite-
re Fakten und Entwicklungen zeigen. EM

Landesregierung plant Beihilfekürzungen
auch für Pensionäre

Das Maß ist voll


